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Rücksendung bis spätestens 20.12.2019 an:  

DGPPN e. V.  
Reinhardtstr. 27 B  
10117 Berlin   
Fax: 030 24 04 772 29 

Ab dem 20.12.2019 bitte direkt an den Deutschen Bundestag: 
Deutscher Bundestag 
Sekretariat des Petitionsausschusses 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
Oder per Fax: 030 227 36053 

Petition an den Deutschen Bundestag:  

Der Deutsche Bundestag möge geeignete Maßnahmen beschließen, damit in psychiatrischen, kinder- und 
jugendpsychiatrischen und psychosomatischen Kliniken flächendeckend und in allen Altersgruppen ausrei-
chend Personal und genügend Zeit für eine gute Behandlung zur Verfügung stehen. 

Begründung:  

Psychische Erkrankungen gehen uns alle an. Jedes Jahr ist in Deutschland mehr als jeder vierte Erwachsene 
davon betroffen. 1,2 Millionen Menschen sind jährlich auf eine gute stationäre Behandlung einer psychi-
schen Erkrankung angewiesen. Eine gute psychiatrische, kinder- und jugendpsychiatrische und psychoso-
matische Behandlung muss die modernen fachlichen und ethischen Anforderungen erfüllen. Dafür werden 
genügend Mitarbeiter*innen und ausreichend Zeit für Patient*innen und Angehörige benötigt. Doch das 
Gegenteil ist der Fall: Patient*innen, deren Angehörige und die Mitarbeiter*innen der psychiatrischen, kin-
der- und jugendpsychiatrischen und psychosomatischen Kliniken sind infolge von Arbeitsverdichtung und 
unzureichenden Personalschlüsseln am Limit. Aktuell hat die Selbstverwaltung (Gemeinsamer Bundesaus-
schuss) den gesetzlichen Auftrag nicht erfüllt, für eine leitliniengerechte Behandlung zu sorgen. Stattdessen 
drohen weniger Personal für die Behandlung und mehr Personal für Dokumentation und Bürokratie. Des-
halb wird der Bundestag dazu aufgefordert, zeitnah geeignete Gegenmaßnahmen zu treffen, damit in psy-
chiatrischen und psychosomatischen Kliniken flächendeckend und in allen Altersgruppen ausreichend Per-
sonal und genügend Zeit für eine gute Behandlung zur Verfügung stehen. 

Nur so kann erreicht werden, dass 

• die Person im Mittelpunkt steht und nicht die Institution, 
• die Patientensicherheit und die Versorgung der Bevölkerung überall und zu jeder Zeit gewährleistet 

werden kann, 
• ausreichend Zeit für stützende Gespräche, Beziehungsaufbau und Begleitung der Patient*innen zur 

Verfügung steht, 
• ausreichend Zeit für Gespräche und Hilfen für die betroffenen Familien bleibt, 
• ein heilsames Stationsklima herrscht, 
• Angehörige und Genesungsbegleiter*innen angemessen in die Behandlungskonzepte einbezogen wer-

den, 
• moderne, leitliniengerechte Behandlungskonzepte wie Psychotherapie, Hilfen zur beruflichen und sozi-

alen 
• Teilhabe oder Deeskalationsmaßnahmen flächendeckend umgesetzt werden können, 
• eine menschenrechtskonforme Situation durch partizipative Entscheidungen, 1:1-Betreuung in Krisen, 

Deeskalation zur Verhinderung von Zwangsmaßnahmen und die möglichst geringe Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit (offene Türen) garantiert wird, 

• der massive Krankenstand in den Kliniken abgebaut wird, 
• der Arbeitsplatz „Psychiatrie“ attraktiv für gut ausgebildetes Personal ist, 
• Mitarbeiter*innen in belastenden Situationen hilfreich supervidiert werden können. 


